Oberlandesgericht Karlsruhe, Urteil vom 17.03.2016 – 9 U 93/14
Tenor
I. Auf die Berufung des Klägers wird das Urteil des Landgerichts Konstanz vom 18.06.2014 im Kostenpunkt aufgehoben und im Übrigen wie folgt abgeändert:
1. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 53.685,66 EUR nebst Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz hieraus seit dem 03.05.2012 zu zahlen.
2. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger vorgerichtliche Rechtsanwaltskosten in Höhe von 1.761,08 EUR zu zahlen.
3. Im Übrigen wird die Klage abgewiesen.
II. Der Feststellungsantrag des Klägers (Klageerweiterung im Berufungsverfahren) wird abgewiesen.
III. Die weitergehende Berufung des Klägers wird zurückgewiesen.
IV. Die Kosten des Verfahrens in beiden Instanzen trägt die Beklagte.
V. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Die Beklagte kann eine Vollstreckung des Klägers abwenden durch Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des nach dem Urteil vollstreckbaren Betrages, wenn nicht der Kläger vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 110 % des jeweils zu vollstreckenden Betrages leistet.
VI. Die Revision wird nicht zugelassen.
Gründe
I.
Rn. 1
Die Beklagte suchte den Kläger und dessen - inzwischen verstorbene - Ehefrau in den Jahren 1995 bis 1997 mehrfach in dessen Wohnung auf, um die Eheleute über Geldanlagen zu beraten. Sie wies dabei insbesondere darauf hin, es sei vorteilhaft, vorhandene Gelder als „Festgeld“ anzulegen.
Rn. 2
Bei den Gesprächen übergaben der Kläger und seine Ehefrau der Beklagten am 25.09.1995 65.000,00 DM in bar und am 14.01.1997 40.000,00 DM in bar. Die Beklagte bestätigte den Erhalt der Geldbeträge handschriftlich durch insgesamt drei Quittungen, für welche sie gebräuchliche Quittungs-Formulare verwendete. Die erste Quittung lautet wie folgt:
Rn. 3
DM 25.000,00
von Fam. R. u. M. D. (der Kläger und seine Ehefrau)
für Festgeld (1 Jahr zu 7,5 % Zins jährl.)
Ort … 25.09.1995
i. bar M. M. (die Beklagte)
Rn. 4
Die beiden anderen Quittungen waren ähnlich formuliert. Die zweite Quittung über 40.000,00 DM vom 25.09.1995 enthielt als Verwendungszweck die Formulierung „für Festgeld (3 Jahre fest zu 8,5 % Zins jährl.)“. In der dritten Quittung vom 14.01.1997 über 40.000,00 DM lautete der Verwendungszweck: „Festgeldanlage - 1 Jahr fest - 6,5 % Zins“.
Rn. 5
Nach der Übergabe der Gelder an die Beklagte erhielten der Kläger und seine Ehefrau jeweils ein Schreiben einer „F. mbH K & K“ mit Sitz in Würzburg (im Folgenden abgekürzt: K & K GmbH) vom 25.09.1995 und vom 17.01.1997. In diesen Schreiben wurde der „Eingang des Betrages“ bzw. das „angelegte Festgeld“ bestätigt. Die beiden Schreiben wurden erstellt „im Auftrag von Frau M. M.“ (der Beklagten). Die Schreiben enthielten keinen Hinweis auf eine Bank, bei der Festgelder angelegt worden seien. In der Folgezeit erhielten der Kläger und seine Ehefrau jedes Jahr von der K & K GmbH eine „Zinsbestätigung“ (vgl. die Anlage K 11), in welcher bestimmte angeblich erwirtschaftete Zinsen ausgewiesen waren. Eine Zinszahlung erhielten der Kläger und seine Ehefrau jedoch nie, weder von der Beklagten oder der K & K GmbH, noch von einer Bank.
Rn. 6
Mit Schreiben vom 15.04.2012 an die Beklagte erklärte der Kläger, er kündige „die Festgeldanlage aus dem Ihnen übergebenen Bargeld aus den Jahren 1995 und 1997 mit sofortiger Wirkung“. Gleichzeitig forderte er die Beklagte auf, die übergebenen Bargelder nebst den in der Zwischenzeit aufgelaufenen Zinsen an ihn zu zahlen. Die Beklagte leistete keine Zahlung. Sie erwiderte, dass ihr „hierzu auch die Mittel fehlen“ (vgl. das Schreiben Anlage K4).
Rn. 7
Der Kläger hat im Verfahren vor dem Landgericht von der Beklagten Rückzahlung der in den Jahren 1995 und 1997 ausgehändigten Bargeldbeträge nebst Zinsen verlangt. Er hat die Auffassung vertreten, zwischen den Parteien sei damals eine vertragliche Vereinbarung zustande gekommen. Die Beklagte sei für die Rückzahlung der Gelder nebst Zinsen rechtlich verantwortlich.
Rn. 8
Die Beklagte ist der Klage mit verschiedenen Einwendungen entgegengetreten. Zwischen den Parteien sei kein Vertrag zustande gekommen. Sie habe damals nicht im eigenen Namen gehandelt, sondern im Namen der K & K GmbH, bei der sie angestellt gewesen sei. Sie habe bei den Besuchen im Haus des Klägers ihre Visitenkarte (Anlage B 3) vorgelegt, aus der sich ein Handeln für die K & K GmbH ergebe. Sie habe für die Rückzahlung der Geldbeträge keine Garantien übernommen. Die Geldbeträge habe sie an die K & K GmbH weitergeleitet. Für einen Verlust der Gelder bei der K & K GmbH sei sie im Verhältnis zum Kläger nicht verantwortlich. Zudem hat die Beklagte wegen eines eventuellen Rückzahlungsanspruchs die Einrede der Verjährung erhoben.
Rn. 9
Das Landgericht hat mit Urteil vom 18.06.2014 die Klage abgewiesen. Dem Kläger stehe ein Rückzahlungsanspruch gegen die Beklagte nicht zu. Zwischen den Parteien sei kein Vertragsverhältnis zustande gekommen, auf welches der Kläger seine Klage stützen könne. Insbesondere habe die Beklagte nicht garantiert, für einen Verlust der von ihr an die K & K GmbH weitergeleiteten Gelder geradezustehen. Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Entscheidungsgründe des erstinstanzlichen Urteils verwiesen.
Rn. 10
Gegen dieses Urteil richtet sich die Berufung des Klägers. Er hält die Entscheidung des Landgerichts in rechtlicher und tatsächlicher Hinsicht für fehlerhaft. Die Beklagte sei im eigenen Namen gegenüber dem Kläger und seiner inzwischen verstorbenen Ehefrau aufgetreten. Zwischen den Parteien sei ein Vertrag zustande gekommen. Die Beklagte sei rechtlich für die Rückzahlung der übergebenen Bargeldbeträge nebst Zinsen verantwortlich. Aufgrund einer Einigung der Miterben sei er nach dem Tod seiner Ehefrau berechtigt, Ansprüche gegen die Beklagte allein geltend zu machen.
Rn. 11
Der Kläger beantragt:
Rn. 12
1. In Abänderung des Endurteils des LG Konstanz vom 18.06.2014 wird die Beklagte verurteilt, an den Kläger 12.782,30 EUR nebst 7,5 % Zinsen hieraus für den Zeitraum 25.09.1995 bis 24.09.1996, nebst weiteren 3 % Zinsen aus 12.782,30 EUR für den Zeitraum 25.09.1996 bis 15.04.2012 sowie weiterer 5 % Zinsen über Basiszinssatz aus 12.782,30 EUR seit dem 03.05.2012 zu bezahlen.
Rn. 13
2. In Abänderung des Endurteils des LG Konstanz vom 18.06.2014 wird die Beklagte verurteilt, an den Kläger weitere 20.451,68 EUR nebst 8,5 % Zinsen hieraus für den Zeitraum 25.09.1995 bis 24.09.1998, nebst weiteren 3 % Zinsen aus 20.451,68 EUR für den Zeitraum 25.09.1998 bis 15.04.2012 sowie weiterer 5 % Zinsen über Basiszinssatz aus 20.451,68 EUR seit dem 03.05.2012 zu bezahlen.
Rn. 14
3. In Abänderung des Endurteils des LG Konstanz vom 18.06.2014 wird die Beklagte verurteilt, an den Kläger weitere 20.451,68 EUR nebst 6,5 % Zinsen hieraus für den Zeitraum 14.01.1997 bis 13.01.1998, nebst weiteren 3 % Zinsen aus 20.451,68 EUR für den Zeitraum 14.01.1998 bis 15.04.2012 sowie weiterer 5 % Zinsen über Basiszinssatz aus 20.451,68 EUR seit dem 03.05.2012 zu bezahlen.
Rn. 15
4. In Abänderung des Endurteils des LG Konstanz vom 18.06.2014 wird die Beklagte verurteilt, Rechtsanwaltskosten aus vorgerichtlicher Tätigkeit in Höhe von 1.479,90 EUR zzgl. der Mehrwertsteuer in Höhe von 281,18 EUR an die Klagepartei zu bezahlen.
Rn. 16
5. Hilfsweise: Die Beklagte wird verurteilt, die Zahlungen gemäß den Anträgen Ziffer 1, 2, 3 und 4 an den Kläger und die beiden Mitgläubiger Sabine K., K. Garten 7, … Bad N. und Peter D., L. Straße 11, … B., zu leisten.
Rn. 17
Der Kläger ist zudem der Auffassung, die Beklagte habe sich hinsichtlich der von ihr vereinnahmten Gelder entweder einer Unterschlagung oder einer Untreue schuldig gemacht. Er beantragt daher im Wege der Klageerweiterung:
Rn. 18
Es wird festgestellt, dass die Ansprüche gemäß 1. - 5. auf einer vorsätzlich unerlaubten Handlung der Beklagten beruhen.
Rn. 19
Die Beklagte stimmt der Klageerweiterung im Berufungsverfahren nicht zu. Sie beantragt,
Rn. 20
die Berufung kostenpflichtig zurückzuweisen.
Rn. 21
Die Beklagte verteidigt das erstinstanzliche Urteil. Sie ergänzt und vertieft ihren Vortrag vor dem Landgericht. Sie weist insbesondere darauf hin, für den Kläger und seine Ehefrau sei damals erkennbar gewesen, dass die Beklagte im Namen der K & K GmbH aufgetreten sei. Für einen Verlust der Gelder bei der K & K GmbH sei sie nicht verantwortlich; die Beklagte sei davon ausgegangen, dass die Gelder von der K & K GmbH ordnungsgemäß im Sinne des Klägers und seiner Ehefrau verwendet wurden.
Rn. 22
Wegen des weiteren Vorbringens wird auf die gewechselten Schriftsätze verwiesen.
Rn. 23
Mit Verfügung vom 10.12.2015 hat der Senatsvorsitzende auf verschiedene rechtliche Fragen hingewiesen. Die Parteien hatten Gelegenheit zur Stellungnahme.
II.
Rn. 24
1. Dem Kläger steht gegen die Beklagte ein Zahlungsanspruch in Höhe von 53.685,66 EUR zu. Der Anspruch beruht auf § 667 BGB. Der Kläger und seine zwischenzeitlich verstorbene Ehefrau haben der Beklagten in den Jahren 1995 und 1997 Geldbeträge in Höhe von insgesamt 105.000,00 DM übergeben. Zwischen den Beteiligten war vereinbart, dass die Beklagte diese Beträge im Rahmen einer Geschäftsbesorgung auf eine bestimmte Art und Weise verwendet (Anlage als Festgeld). Da die Beklagte die übergebenen Gelder nicht bestimmungsgemäß verwendet hat, ist sie zur Herausgabe verpflichtet, also zur Zahlung in Höhe von 53.685,66 EUR (105.000,00 DM).
Rn. 25
a) Die Beklagte ist passiv legitimiert. Sie ist bei den maßgeblichen Gesprächen mit dem Kläger und seiner verstorbenen Ehefrau in den Jahren 1995 und 1997 im eigenen Namen aufgetreten. Die entscheidungserheblichen vertraglichen Vereinbarungen sind mithin zwischen dem Kläger und seiner verstorbenen Ehefrau auf der einen Seite und der Beklagten auf der anderen Seite zustande gekommen. Vertragspartnerin war die Beklagte und nicht etwa die K & K Finanz- und Wirtschaftsberatungsgesellschaft mbH mit Sitz in Würzburg. Dabei kann dahinstehen, ob und inwieweit die Beklagte damals anderweitig als Angestellte für diese Gesellschaft tätig war.
Rn. 26
Die Beklagte hat nach eigenem Vortrag bei den maßgeblichen Gesprächen in der Wohnung des Klägers ihre damalige Visitenkarte (Anlage B 3) vorgelegt. Darin hat sich die Beklagte als „Finanzkauffrau“ bezeichnet. Die Visitenkarte enthält einen Zusatz „In Arbeitsgemeinschaft mit K & K Finanz- und Wirtschaftsberatungsgesellschaft mbH“. Aus dem Zusatz „In Arbeitsgemeinschaft“ ergibt sich, dass die Beklagte nach ihrer Darstellung in der Visitenkarte nicht als Vertreterin der K & K GmbH auftreten wollte; denn der Begriff „Arbeitsgemeinschaft“ hat nichts mit einer Vertretung im Sinne von § 164 Abs. 1 BGB zu tun. Der Begriff „Arbeitsgemeinschaft“ deutet vielmehr auf eine nicht näher konkretisierte Zusammenarbeit hin, die nichts an einem Auftreten der Beklagten im eigenen Namen ändert. Das damalige Handeln der Beklagten im eigenen Namen ergibt sich zudem aus den von ihr ausgestellten Quittungen (Anlage K 1), in denen sie den Empfang der Geldbeträge im eigenen Namen und nicht etwa in Vertretung für einen Dritten, quittiert hat. Das Auftreten der Beklagten im eigenem Namen, entspricht zudem den - im Berufungsverfahren unstreitigen - vertraglichen Vereinbarungen der Beklagten mit der K & K GmbH. Sie wurde zwar in gewissem Umfang für dieses Unternehmen tätig, jedoch mit der Absprache, dass sie nicht berechtigt war, nach außen für die K & K GmbH aufzutreten.
Rn. 27
Andere Umstände, aus denen sich ein Handeln der Beklagten in fremdem Namen ergeben könnte, sind nicht ersichtlich und ergeben sich insbesondere auch nicht aus dem eigenen Vorbringen der Beklagten…. (wird ausgeführt)
Rn. 28
b) Die Beklagte hat sich in den Jahren 1995 und 1997 verpflichtet, die erhaltenen Barbeträge als „Festgeld“ für den Kläger und seine verstorbene Ehefrau anzulegen. Dies ergibt sich aus dem Inhalt der Quittungen (Anlage K 1). Die Beklagte hat damit eine Geschäftsbesorgung im Sinne von § 675 Abs. 1 BGB übernommen, auf welche die Regeln des Auftragsrechts Anwendung finden.
Rn. 29
Der Begriff „Festgeld“, der sich aus den Quittungen ergibt, ist ein allgemein bekannter Begriff, der eine eindeutige Bedeutung hat. „Festgeld“ ist eine Geldanlage bei einer Bank für eine bestimmte Laufzeit zu einem bestimmten Zinssatz. Die Beklagte hat bei ihrer Anhörung im Senatstermin eingeräumt, dass sie selbst den Begriff „Festgeld“ auch in diesem Sinne verstanden hat. Für den Begriff „Festgeld“ ist das Vertragsverhältnis mit einer Bank mit den damit verbundenen Sicherheiten konstitutiv. Eine Geldanlage in einem Unternehmen oder eine Anlage eines Geldbetrages bei einem Vermögensverwalter, der mit dem Betrag in beliebiger Weise wirtschaften darf, fällt von vorneherein nicht unter den Begriff „Festgeld“. Mit den entsprechenden Bestätigungen in den Quittungen hat die Beklagte es mithin übernommen, für einen Festgeldvertrag mit einer Bank zu Gunsten des Klägers und seiner verstorbenen Ehefrau zu sorgen und die erhaltenen Gelder dort einzuzahlen. Für den Anspruch des Klägers im vorliegenden Rechtstreit kommt es dabei nicht darauf an, ob die Beklagte für einen Festgeldvertrag zwischen dem Kläger und seiner Ehefrau einerseits und einer Bank andererseits sorgen musste, ob sie eventuell treuhänderisch einen solchen Festgeldvertrag selbst für den Kläger und seine Ehefrau hätte abschließen dürfen, oder ob sie sich zur Herbeiführung einer Festgeldanlage für den Kläger der Hilfe Dritter bedienen durfte, wie beispielsweise der K & K GmbH. Ebenso kann dahinstehen, ob die Beklagte für die Ausführung des ihr übertragenen Auftrags vom Kläger und seiner Ehefrau Ersatz der mit der Ausführung verbundenen Aufwendungen verlangen konnte (§ 670 BGB), oder ob sie dazu nicht berechtigt war, weil sie mit der Erzielung einer Provision von einer als Vertragspartner in Aussicht genommenen Bank rechnen konnte.
Rn. 30
c) Aus den von der Beklagten 1995 und 1997 übernommenen Geschäftsbesorgungen folgt der Herausgabeanspruch des Klägers gemäß § 667 1. Alt. BGB. Die Beklagte hat sämtliche Beträge gemäß § 667 1. Alt. BGB herauszugeben, welche sie zur Herbeiführung der Festgeldanlage erhalten hat (vgl. zum Inhalt des Herausgabeanspruchs gemäß § 667 BGB Palandt/Sprau, BGB, 74. Auflage 2015, § 667 BGB, RdNr. 2; BGH, NJW 1997, 47, 48).
Rn. 31
Der Umstand, dass die Geldbeträge im Vermögen der Beklagten nicht mehr vorhanden sind, befreit sie nicht von ihrer Leistungspflicht. Denn eine mangelnde finanzielle Leistungsfähigkeit führt generell nicht zur Unmöglichkeit der Leistung und mithin nicht zur Anwendung von § 275 Abs. 1 BGB (vgl. OLG Düsseldorf, Urteil vom 15.12.2009 - I-24 U 80/09 -, zitiert nach juris; OLG Karlsruhe - 7. Zivilsenat -, Urteil vom 02.06.2011 - 7 U 159/09 -, RdNr. 17, zitiert nach juris).
Rn. 32
d) Die Beklagte wäre nur dann nicht zur Zahlung verpflichtet, wenn sie die ihr überlassenen Geldbeträge bestimmungsgemäß verwendet hätte. Die Darlegungs- und Beweislast für eine bestimmungsgemäße Verwendung erhaltener Geldbeträge obliegt grundsätzlich dem Auftragnehmer bzw. Geschäftsbesorger (vgl. BGH a.a.O.; Palandt/Sprau a.a.O., § 667 BGB, RdNr. 10). Die Beklagte hat eine bestimmungsgemäße Verwendung der Geldbeträge weder dargetan noch bewiesen.
Rn. 33
Die Beklagte war im Verhältnis zum Kläger und seiner Ehefrau vertraglich verpflichtet, für das Zustandekommen von Festgeldverträgen mit einer Bank zu sorgen und dort das Geld einzuzahlen. Unstreitig hat die Beklagte weder für einen Festgeldvertrag gesorgt noch das Geld bei einer Bank eingezahlt. Die von ihr behauptete Weiterleitung des Geldes an die K & K GmbH ist rechtlich ohne Bedeutung. Denn bei diesem Unternehmen handelte es sich nicht um eine Bank, sondern um ein Beratungs- und Vermittlungsunternehmen. Es kann dahinstehen, ob die Beklagte im Verhältnis zum Kläger und seiner Ehefrau berechtigt war, sich der Hilfe der K & K GmbH zu bedienen. Wenn man zu Gunsten der Beklagten von einer solchen Möglichkeit ausgeht, dann war die K & K GmbH - im Verhältnis zum Kläger und seiner Ehefrau - Erfüllungsgehilfe der Beklagten. Die Gelder wären mithin nur dann im Rahmen des Auftragsverhältnisses bestimmungsgemäß verwendet worden, wenn die K & K GmbH - in Erfüllung der Verpflichtungen der Beklagten - für das Zustandekommen von Festgeldverträgen zu Gunsten des Klägers und für die damit verbundene Einzahlung der Gelder bei der betreffenden Bank gesorgt hätte. Dies hat die Beklagte jedoch nicht behauptet.
Rn. 34
e) Der Kläger und seine verstorbene Ehefrau waren ursprünglich Mitgläubiger des Anspruchs gegen die Beklagte gemäß § 432 Abs. 1 BGB. Nach dem Tod der Ehefrau konnte der Kläger Zahlung an sich und die Erben der Ehefrau verlangen (vgl. zur Aktivlegitimation des Klägers Palandt/Grüneberg a.a.O., § 432 BGB, RdNr. 8). Die vom Kläger im Berufungsverfahren vorgelegte „Bestätigung“ vom 04.01.2014 (II 143) ist dahingehend auszulegen, dass die Miterben mit diesem Schriftstück Ansprüche gegen die Beklagte an den Kläger abgetreten haben. Der Kläger ist daher berechtigt, Zahlung an sich allein zu verlangen.
Rn. 35
2. Die Forderung des Klägers ist nicht verjährt. Die Verjährungsfrist von drei Jahren (§ 195 BGB) ist nicht abgelaufen. Der Lauf der Verjährungsfrist begann gemäß § 199 Abs. 1 BGB erst mit Ablauf des Jahres 2012, so dass die Verjährung im Jahr 2013 durch den Mahnbescheid und das streitige Verfahren vor dem Landgericht Konstanz rechtzeitig gehemmt wurde. Entscheidend für den Verjährungsbeginn war das Schreiben des Klägers vom 15.04.2012 (Anlage K 3), welches zur Fälligkeit der Forderung führte.
Rn. 36
a) Der Anspruch auf Herausgabe des zur Ausführung des Auftrags Erlangten gemäß § 667 1. Alt. BGB wird fällig, wenn der Zweck des Auftrags erreicht ist oder wenn der Zweck endgültig verfehlt wird (vgl. BGH, Urteil vom 03.05.2005 - IX ZR 401/00 -, RdNr. 19, zitiert nach juris; BGH, Urteil vom 23.06.2005 - IX ZR 139/04 -, RdNr. 15, zitiert nach juris). Im Übrigen richtet sich die Fälligkeit eines Anspruchs aus § 667 BGB nach den getroffenen Vereinbarungen und ggfs. nach den Umständen des jeweiligen Falles (§ 271 Abs. 1 1. Alt. BGB; vgl. BGH, Urteil vom 23.06.2005 - IX ZR 139/04 -, RdNr. 15, zitiert nach juris).
Rn. 37
b) Unter Anwendung dieser Grundsätze ist der Anspruch des Klägers aus § 667 BGB nicht vor dem Kündigungsschreiben vom 25.04.2012 fällig geworden. Mit diesem Schreiben wurde das Auftragsverhältnis durch Kündigung des Klägers beendet. Bis zu diesem Zeitpunkt stand im Verhältnis zwischen den Parteien noch nicht fest, dass der Auftragszweck nicht mehr zu erreichen war. Denn die Beklagte hatte bis zu diesem Zeitpunkt dem Kläger nicht mitgeteilt, dass sie keine Festgeldanlage herbeigeführt hatte, und dass sie wegen des Verlustes des Geldes auch nicht mehr in der Lage war, die übernommene Verpflichtung zu erfüllen.
Rn. 38
Der Zeitablauf von der Übergabe der Gelder (1995 bzw. 1997) bis zur Kündigung im Jahr 2012 führt nicht zu einer früheren Fälligkeit. Es gibt keine besonderen Umstände, die im Sinne von § 271 Abs. 1 BGB für eine frühere Fälligkeit sprechen könnten. Wenn der Auftraggeber dem Auftragnehmer finanzielle Mittel übergibt, damit dieser die Mittel für einen bestimmten Zweck verwendet, gibt es zunächst keinen Anlass für den Auftraggeber, einen Herausgabeanspruch gemäß § 667 Abs. 1 BGB geltend zu machen. Denn es ist zunächst offen, ob und wann die finanziellen Mitteln vom Auftragnehmer auftragsgemäß verwendet werden. Es reicht für die Fälligkeit eines Anspruchs gemäß § 667 BGB auch nicht aus, dass der Auftragnehmer die Mittel zweckwidrig verwendet; denn es kommt grundsätzlich immer noch die Möglichkeit in Betracht, dass der Auftragnehmer seinen Pflichten nachkommt, indem er eigene Mittel zur Erfüllung seiner Pflichten einsetzt. Ein endgültiges Verfehlen des Auftragszwecks ist bei der Übergabe von Geldern zur Durchführung einer bestimmten Anlage erst dann anzunehmen, wenn zwischen den Parteien feststeht, dass die Gelder verloren sind, und der Auftragnehmer zur Erledigung des Auftrags nicht mehr in der Lage ist. Für den Kläger als Auftraggeber stand diese Konsequenz vor seiner Kündigung im Schreiben vom 15.04.2012 nicht fest, da er keine entsprechenden Informationen von der Beklagten erhalten hatte.
Rn. 39
3. Dem Kläger stehen aus der Klageforderung Zinsen von fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz gemäß §§ 286 Abs. 1, 288 Abs. 1 BGB zu.
Rn. 40
4. Für den Zeitraum vor Eintritt des Verzuges (03.05.2012) stehen dem Kläger keine Zinsen zu. Für die weitergehende Zinsforderung des Klägers fehlt eine Rechtsgrundlage.
Rn. 41
a) Aus § 667 BGB (Herausgabepflicht des Beauftragten) ergibt sich kein Anspruch auf Verzinsung des erlangten Geldes.
Rn. 42
b) Die Parteien haben keine Vereinbarung geschlossen, auf Grund derer die Beklagte zu einer Verzinsung verpflichtet gewesen wäre. Eine solche Vereinbarung ergibt sich insbesondere nicht aus den von der Beklagten unterzeichneten Quittungen. Die in den Quittungen in einem Klammerzusatz angegebenen Zinsen betreffen nur die von den Parteien in Aussicht genommene Festgeldanlage (bei einer Bank), nicht jedoch eine eigenständige Zinspflicht der Beklagten.
Rn. 43
c) Zwar kommt ein Anspruch auf Zinszahlung gegen die Beklagte unter Schadensersatzgesichtspunkten (§ 280 Abs. 1 BGB) in Betracht. Schadensersatzansprüche des Klägers sind jedoch - auch hinsichtlich etwaiger Zinsen - spätestens seit dem 31.12.2011 verjährt (§ 199 Abs. 3 Ziffer 1 BGB i.V.m. Art. 229 § 6 Abs. 4 Satz 1 EGBGB). Denn ein möglicher Schadensersatzanspruch wegen zweckwidriger Verwendung der Gelder ist in jedem Fall vor dem 31.12.2001 entstanden, so dass die vom Kenntnisstand des Klägers unabhängige 10-jährige Verjährungsfrist (§ 199 Abs. 3 Satz 1 BGB) vor Klageerhebung abgelaufen ist.
Rn. 44
5. Der Kläger kann Ersatz der geltend gemachten vorgerichtlichen Anwaltskosten verlangen gemäß §§ 280 Abs. 1, 2, 286 BGB.
Rn. 45
6. Der im Wege der Klageerweiterung gestellte Feststellungsantrag ist zulässig, jedoch nicht begründet.
Rn. 46
a) Der Antrag, eine vorsätzlich unerlaubte Handlung der Beklagten festzustellen, ist zulässig. Die Zulässigkeit der Klageerweiterung im Berufungsverfahren beruht auf §§ 533, 529 ZPO. Der Senat hält die Klageerweiterung für sachdienlich; den Parteien wird durch die Entscheidung über den Feststellungsantrag ein ansonsten erforderlicher neuer Prozess erspart. Der Kläger hat ein rechtliches Interesse an der begehrten Feststellung im Sinne von § 256 Abs. 1 ZPO; denn bei einer unerlaubten Handlung würden bei der Beitreibung der Forderung für den Kläger günstigere Vollstreckungsvorschriften zur Anwendung kommen.
Rn. 47
b) Der Antrag ist jedoch nicht begründet. Denn der Kläger hat nicht nachgewiesen, dass die Gelder durch eine unerlaubte Handlung der Beklagten in Verlust geraten sind. Eine unerlaubte Handlung im Sinne von § 823 Abs. 2 BGB würde nur dann vorliegen, wenn die Beklagte sich einer Unterschlagung (§ 246 StGB) oder einer Untreue (§ 266 StGB) schuldig gemacht hätte bzw. wenn sie vorsätzlich an einer entsprechenden strafbaren Handlung eines Dritten mitgewirkt hätte. Dies kann der Senat jedoch nicht feststellen.
Rn. 48
Die Beklagte hat angegeben, sie habe die Gelder an die Verantwortlichen der K & K GmbH weitergeleitet, wobei sie von einer ordnungsgemäßen Verwendung zu Gunsten des Klägers und seiner Ehefrau ausgegangen sei. Wenn der Sachvortrag der Beklagten zutrifft, fehlt der für eine strafbare Handlung erforderliche Vorsatz. Der beweispflichtige Kläger hat nicht nachgewiesen, dass die Beklagte - entgegen ihrer Einlassung - die Gelder zweckwidrig für sich verwendet hat oder dass ihr zum Zeitpunkt einer Weiterleitung der Gelder an die K & K GmbH die dortige zweckwidrige Verwendung der Gelder bekannt war.
Rn. 49
7. Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 91 Abs. 1, 97 Abs. 1, 92 Abs. 2 ZPO. Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf §§ 708 Ziff. 10, 711 ZPO.
Rn. 50
Die Voraussetzungen für eine Zulassung der Revision (§ 543 Abs. 2 ZPO) liegen nicht vor. Die für die Entscheidung des Senats maßgeblichen Rechtsfragen sind in der obergerichtlichen Rechtsprechung geklärt.
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